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Zurich Ins. N +2.4%
Richemont N +2.4%
Partners Group N +2.2%

Die Besten

CS Group N -55.7%
Sonova N -1.3%
Logitech N -0.4%

Die Schlechtesten

Ö
SMI
10644 Punkte

+0.3%

Euro in Franken 0.992 0.26%
Dollar in Franken 0.926 -0.18%
Euro in Dollar 1.072 0.43%
GB-Pfund in Franken 1.136 0.62%
Öl (Nordsee Brent) in Dollar 72.75 0.9%
Gold (Unze) in Dollar 1976.60 0.6%
Silber (Unze) in Dollar 22.42 1.6%

Dow Jones Ind.
32’245 Punkte

+1.2%
Nasdaq Comp.
11’676 Punkte

+0.3.%

Börse

Börsen An einemTag, an demder
Schweizer Finanzplatz die Titel-
seiten aller Zeitungen beherrsch-
te, hat die Schweizer Börse den
Handel positiv beendet. Der Leit-
index SMI gewann 0,3 Prozent,
der breiter gefasste SPI-Index
0,4 Prozent. Auch die anderen
wichtigen Indizes wie der deut-
sche DAX (+1,1 Prozent), der eng-
lische FTSE (+0,9 Prozent) und
der amerikanische Dow Jones In-
dustrial (+1,2 Prozent) sowie der
Nasdaq (+0,34 Prozent) schlos-
sen im Plus.

Der Plan von Bund, SNB und
Finma, die Märkte mit der «er-
zwungenen» Übernahme der
schlingernden Credit Suisse
durch die UBS zu beruhigen,
scheint – zumindest für denMo-
ment – aufzugehen. Die Verluste
an der Wallstreet und den
Nasdaq-BörsenvomFreitagwur-
den grösstenteils wettgemacht.

Alle Augen auf die
Credit Suisse gerichtet
An der Schweizer Börse waren
natürlich alle Augen auf die Cre-
dit Suisse gerichtet. Nach einem
Kurseinbruch von 62 Prozent bei
der Eröffnung schloss die Aktie
mit einem Minus von knapp
56 Prozent bei 0.82 Franken.Das
ist immer noch mehr als die
76 Rappen, die die Nummer eins
der Schweizer Banken, die UBS,
für die Übernahme ihrer histori-
schen Rivalin für 3 Milliarden
Franken geboten hatte.

Auch die UBS-Aktie erlitt zu-
nächst einen herben Rückschlag
und fiel am Morgen um fast
9 Prozent. Im Laufe des Tages
kam es jedoch zu einerErholung,
sodass derTag für die UBS-Aktie
mit plus 1,3 Prozent (oder bei
17.32 Franken) endete. (red)

Aktie der UBS
schliesst im Plus
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ZurÜbernahmederCredit Suisse
durch dieUBSdürfen sich dieAk-
tionäre beider Banken nicht äus-
sern.WerAktien der CS hält, ver-
liert aufgrund des Kaufpreises
praktisch den gesamten Einsatz.
Damit die Übernahme möglich
wird, leistet die Nationalbank
eine Liquiditätshilfe von bis zu
200Milliarden Franken. 10Milli-
arden davon garantiert derBund,
der auch ein Verlustrisiko von
9 Milliarden trägt.

Herr Kunz, genügt Notrecht
als Grundlage für diese
weitreichenden Beschlüsse?
Nein.Der Bundesratwendet hier
Notrecht sehr leichtfertig an.

Wie kommen Sie zu dieser
Feststellung?

Die Bundesverfassung besagt,
dass Notrecht dann eingesetzt
werden kann, wenn die innere
oder äussere Sicherheit des Lan-
des gefährdet ist oder wenn
schwere Störungen der öffentli-
chenOrdnung drohen. Beides ist
sicher nicht der Fall.

Es gibt aber auch noch den
Passus, dass Notrecht erlaubt
ist,wenn es dieWahrung
der Interessen des Landes
erfordert.

Ich bezweifle, dass dies im Fall
der Credit Suisse der Fall ist. Im
Gegenteil schadet der Bundesrat
damit den Interessen unseres
Landes.

Wie kommen Sie
darauf?
Ja. Aber die Aktionäre der Credit
Suisse haben zur Übernahme
nichts zu sagen. Der Bundesrat
enteignet die Aktionäre ohne
Rechtsgrundlage und ohne zu
wissen, was das Ergebnis sein
wird.

Rechnen Sie
mit Klagen?
Ja. Notrecht ist hier eine so dün-
ne Grundlage, dass sie brechen
würde, wenn man sie anfechten
würde.

Wer könnte klagen?
Vor allem die arabischen Aktio-
näre. Sie verlierenHunderteMil-
lionen Franken. Ich halte Staats-
haftungsklagen der arabischen
Investoren für gut möglich.

Sie haben gesagt, der Bundesrat
schademit derAnwendung von
Notrecht den Interessen des
Landes. Ein harterVorwurf.
Es ist das dümmstmögliche Sze-
nario. In der Schweizmüssen In-
vestoren ab jetzt damit rechnen,
ohne rechtliche Grundlage ent-
eignet zu werden. Das wird den
Finanzplatz nachhaltig beschä-
digen – womöglich stärker als
alle anderen Szenarien rund um
die Credit Suisse. Jedenfalls stär-
ker, als wenn man die Bank wie
in den «Too big to fail»-Regeln

vorgesehen zerlegt und nur den
systemrelevanten Teil aufrecht-
erhalten hätte.

Was denken Sie,warum hat der
Bundesrat anders entschieden?
Er hat wohl dem Druck aus dem
Ausland nachgegeben. Der Bun-
desrat hat sich als willfährig er-
wiesen.

Werhat den Schaden,
wer den Nutzen?
Die UBS hat einen superDeal ge-
macht. Die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer gehören ne-
ben den Aktionären der Credit
Suisse zu den grossenVerlierern.
Daswird in der Schweiz 5000 bis
10’000 Jobs kosten.

Peter Burkhardt

«Der Bundesrat enteignet die Aktionäre ohne Rechtsgrundlage»
CS-Deal Wirtschaftsrechtler Peter V. Kunz kritisiert, dass die UBS die CS dank Notrecht übernehmen darf.

Peter V. Kunz
Direktor am Institut
für Wirtschaftsrecht
der Universität Bern

Markus Brotschi

Am Tag nach dem grossen Ban-
kenschock überbieten sich die
Parteien mit Forderungen zur
künftigen Bankenregulierung
und mit Kritik an Bankmana-
gern. Selbst bei der FDP ist der
Ärger über die Verantwortlichen
derCS so gross, dass sie Boni und
Gratifikationen von der alten
Führungsriege zurückfordert.
Die Verantwortlichen müssten
zur Rechenschaft gezogen wer-
den. Zudem dürften dieses Jahr
demCS-Management keine Boni
ausgerichtetwerden, sagte FDP-
Präsident Thierry Burkart vor
den Medien.

Die SPwill noch einen Schritt
weiter gehen und für system-
relevante Banken Bonuszahlun-
gen verbieten. Die SP begründet
dies mit der faktischen Staats-
garantie für diese Grossbanken.

Breites Unbehagen besteht bei
den Parteien gegenüber dem
neuen Bankenkoloss UBS mit
einer Bilanzsumme von 1,5 Billi-
onen Franken. Die FDP will zu-
mindest dieBildungeiner«Mega-
bank» im Inlandverhindern.Des-
halb müsse die UBS so bald als
möglich das Inlandgeschäft
der CS wieder abspalten oder
zumindest in einer anderen Form
selbstständig weiterführen.

Aktuelle Gesetzgebung
genügt nicht
Auch einer parlamentarischen
Untersuchungskommission
(PUK), die von SP und Grünen
gefordert wird, verschliesst sich
die FDPnicht vonvornherein.Die
von allen Parteien befürwortete
ausserordentliche Session des
Parlaments in der Woche nach
Ostern werde zeigen, ob es eine
PUK brauche, sagte Burkart.
Skeptisch gegenüber einer PUK
zeigt sich hingegen SVP-Na-
tionalrat und Bankunternehmer
Thomas Matter. Er sehe nicht,
was die parlamentarischeUnter-
suchung an neuen Erkenntnis-
sen bringen solle. Auch Mitte-
Präsident Gerhard Pfister sieht
gegenwärtig noch keine Gründe
für eine PUK.

Für die Parteien von links bis
rechts hat der Fall derCS gezeigt,
dass die aktuelle Gesetzgebung
(Too big to fail) nicht genügt. SP

und Grüne nehmen die nach der
Finanzkrise von 2008 gestellte
Forderung nach einem Trenn-
bankensystemwieder auf. Dabei
steht die Trennung von Invest-
ment- und Geschäftsbank im
Vordergrund. Auch die FDP, die
bisher das Trennbankensystem
ablehnte,will dies nun anschau-
en.Allerdings hegt Burkart Zwei-
fel, ob dies im aktuellen Fall ge-
holfen hätte.AuchDieMitte zeigt
sich bereit zu griffigeren Regu-
lierungen des Finanzsektors.

FürSVP-NationalratMatter ist
klar, dass es in der Schweiz keine
Banken mehr geben darf, die zu
gross sind, um sie untergehen zu
lassen. Nun müsse das Trenn-
bankensystem noch einmal
ernsthaft geprüft werden. Die
Forderung nach einem Trenn-
bankensystem erhielt 2013 im
Nationalratmit den Stimmenvon

SP, Grünen und SVP eine Mehr-
heit, scheiterte jedoch imStände-
rat am Widerstand von FDP
und Mitte (CVP). 2015 forderten
SP und SVP erneut die Aufspal-
tung der Grossbanken in eine
Vermögensverwaltungs- und
Geschäftsbank einerseits und
eine Investmentbank anderer-
seits. Erneut scheiterte der Plan
im Ständerat.

SVPwill Schweizer
Management
Die SVP will bei der künftigen
Regulierung des Finanzsektors
dafür sorgen, dass das Manage-
ment und allenfalls auch die
Eigentümer der Banken mehr-
heitlich aus schweizerischen
Staatsbürgern bestehen sollen.
Den heute meist ausländischen
Aktionären undManagern sei die
Schweiz egal, sagt Matter. Die

Grünen fordern vom Bundesrat
unverzüglichVorschläge,wie der
Kultur der «kollektiven Verant-
wortungslosigkeit» ein Ende
gesetzt werden kann. Nur so
könnten die Wettbewerbsfähig-
keit und die Vertrauenswürdig-
keit des Schweizer Finanzplatzes
wieder hergestellt werden, sagt
der grüne Nationalrat Gerhard
Andrey.

Auch die Finanzmarktaufsicht
(Finma) steht in der Kritik. Die
FDP will prüfen, ob die Finma
ihrer Aufgabe im Fall der CS
gewachsen war. Die Finma und
der frühere Finanzminister Ueli
Maurer hätten es offensichtlich
verpasst, bei der CS rechtzeitig
einzuschreiten, kritisiert die FDP.
Hier habe es krasse Fehlein-
schätzungen gegeben. So habe
Maurer noch Ende Jahr gesagt,
man solle die CS nun in Ruhe
arbeiten lassen.

Mit der Kritik am Ende 2022
zurückgetretenen SVP-Bundes-
rat reagiert die FDP aber auch
auf die Attacke der SVP,wonach
der Fall der CS eine Folge von
Misswirtschaft und FDP-Filz
sei. Allerdings warnt Burkart
gleichzeitig davor, das CS-
Debakel im Wahlkampf aus-
zuschlachten.

Nun verlangt auch die FDP Boni zurück
CS-Fiasko Die für den Untergang der Credit Suisse verantwortlichen Manager sollen ihre Boni zurückzahlen und
zur Rechenschaft gezogen werden. Auch für die von SP und Grünen geforderte PUK zeigt sich die FDP offen.

Der damalige CEO Brady Dougan (links) und CS-Präsident Urs Rohner im Gespräch nach der Generalversammlung von 2012. Foto: Keystone

«Den heutemeist
ausländischen
Aktionären
undManagern ist
die Schweiz egal.»
Thomas Matter
SVP-Nationalrat
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Alessandra Paone

Die gymnasialeMaturwurde vor
über einem Vierteljahrhundert
das letzteMal reformiert. Damals
hatten viele Haushalte noch kei-
nen Computer. Informatikunter-
richt brauchte es nicht, soziale
Medien gab es nicht, und recher-
chiert wurde hauptsächlich in
der Bibliothek. Megatrends wie
etwa die Globalisierung und die
Digitalisierung, aber auch aktu-
elle Fragen zur partizipativen
Gesellschaft oder zurNachhaltig-
keitmachen nun eineAnpassung
nötig.

DieKantoneunddie einzelnen
Gymnasien haben in denvergan-
genen Jahren zwar einiges ange-
passt. 2018wurde etwa Informa-
tik als obligatorisches Fach ein-
geführt. Die Grundstruktur der
Matura blieb aber unverändert.

Mit dem Vorschlag, der jetzt
auf dem Tisch liegt, soll die Ma-
turität schweizweit vereinheit-
licht werden: Die gymnasiale
Ausbildung dauert neu für alle
Kantone vier Jahre, gleichzeitig
werden die Anforderungen an
die Maturandinnen und Matu-
randen im ganzen Land aufein-
ander abgestimmt.

Die Reform strebt zudem eine
Ausweitung der Wahl- und Ma-
turafächer an. Informatik wie
auchWirtschaft und Recht wer-
den in allen Kantonen zu Grund-
lagenfächern. Die beiden Fächer
sind bereits jetzt obligatorisch;
ihr bisher zweitrangiger Status
als Fächer ohne Maturitätsnote
wird nun demjenigen der ande-
ren Fächer angeglichen. Philoso-
phie und Religionen können als
weitere Grundlagenfächer oder
eine Kombination aus den bei-
den Fächern alsweiteres Grund-
lagenfach angeboten werden.
Das neue Reglement soll voraus-
sichtlich im Sommer 2024 in
Kraft treten.

Economiesuisse spottet
über das «Reförmchen»
DerEntwurf stösst auf viel Kritik.
DerWirtschaft etwa geht die Re-
form zu wenig weit. Economie-
suisse spricht gar von einem
«Reförmchen».

Der Verband hätte sich einen
stärkeren Fokus auf die Mint-
Kompetenzen gewünscht, also
auf die Fächer Mathematik, In-
formatik,Naturwissenschaft und
Technik. «Nicht nur, weil Mint-
Berufe immerwichtigerwerden,

sondern auch, weil es fast keine
Berufemehrgibt, bei denen diese
Kompetenzen keine Rolle spie-
len», schreibt derWirtschaftsver-
band in seiner Stellungnahme.

Am lautesten protestieren
aber die Historikerinnen und
Historiker. Sie befürchten, dass
wegen der angestrebtenAuswei-
tungderWahl- undMaturafächer
ihr eigenes Fach zu kurz kommt.
Geschichte gehört wie auch
Geografie zum geistes- und so-
zialwissenschaftlichen Bereich.
Diesem sind neu auchWirtschaft
und Recht sowie je nach Kanton
Philosophie und Religionen
zugeteilt.

Gemäss einer Erhebung der
Schweizerischen Gesellschaft für
Geschichte (SGG) in Schweizer
Gymnasien nimmt das Fach Ge-
schichte derzeit durchschnittlich
rund 6 Prozent der Unterrichts-
zeit ein. Doch die Unterschiede
sind je nach Kanton und Schule
gross: In einigen Schulen sind
es 8 Prozent, in anderenwieder-
um nur 5 Prozent.

«Besonders in Kantonen mit
einer starken Wirtschaftslobby
dürfte die Aufnahme des Fachs
Wirtschaft und Recht zulasten
von Geschichte erfolgen», sagt
Sacha Zala. Er ist Professor an
der Universität Bern und SGG-
Präsident. «Gerade der Krieg in
derUkraine zeigt die Bedeutung
eines starken, wissenschaftlich
fundierten Geschichtsunter-
richts in der Schweiz», sagt Zala.
Die im Unterricht erlernte Kom-
petenz derQuellenkritik sei eine
zentrale Voraussetzung, um im
digitalen Raum zwischen Fakten
und Unwahrheiten zu unter-
scheiden–umetwa zuverstehen,
dass die russische Regierung

durch Geschichtsverfälschung
versucht, die militärische Ag-
gression zu legitimieren. «In den
letzten Monaten waren es die
Geschichtslehrpersonen, die den
Schülern beibrachten, den Strom
von Bildern und Videos in den
sozialen Medien aus dem Krieg
in der Ukraine einzuordnen.»

Mehr Lektionen
für Geschichte
Die Schweizerische Gesellschaft
für Geschichte fordert nun, dass
derAnteil der geistes- und sozial-
wissenschaftlichen Fächer an der
gesamten Unterrichtszeit min-
destens 15 Prozent und nichtwie
vorgesehen nur 12 Prozent be-
trägt. Ausserdem verlangt die
SGG, dass der Lead für die poli-
tische Bildung klar beim Fach
Geschichte liegt und verbindlich
1 Prozent der Unterrichtszeit
dafür zur Verfügung steht. Der
Geschichtsunterricht vermittle
den Schülerinnen wichtige
Kenntnisse, die ihnen helfen
könnten, sich als Staatsbürgerin-
nen einer «Willensnation» zu-
rechtzufinden, sagt Zala. «Poli-
tische Bildung ohne Geschichte
wäre also sinnlos.»

Daniel Siegenthaler ist Co-
Projektleiter der Reform. Er hält
die Befürchtungen der Histori-
kerinnen und Historiker für un-
begründet. Die Bedeutung des
Fachs Geschichte sei unbestrit-
ten undwerde durch die Reform
nicht gemindert, sagt er. Das
Fach spiele auch eine wichtige
Rolle in der politischen Bildung,
die gestärkt werden solle.

«Die Projektleiter versuchen
uns zu beschwichtigen. Der Fall
St. Gallen zeigt aber, dass unsere
Befürchtungen berechtigt sind»,
sagt Zala. Dort plant der Kanton
parallel zur nationalen Matura-
reform eine eigene Gymnasi-
umsreform. Diese will den Ler-
nendenmehrWahllektionen bie-
ten. Das würde aber bedeuten,
dass bei den Grundlagenfächern,
zu denen auch Geschichte ge-
hört, abgebaut werden müsste.
Zudem soll Geschichte nur noch
in den ersten zwei Jahren am
Gymnasiumunterrichtetwerden.

Für denHistoriker Zala ist das
letzte Wort aber noch nicht ge-
sprochen. «Wir werden durch
Öffentlichkeitsarbeit versuchen,
die Aufmerksamkeit auf unser
Anliegen zu lenken», sagt er. Zu-
dem stehe ja noch die politische
Debatte an.

Historiker bangen um ihr Fach
Kritik an der Maturareform Der russische Angriffskrieg in der Ukraine zeigt, wie wichtig fundiertes Geschichtswissen ist.
Doch wie viel Raumwird der Geschichtsunterricht am Gymnasium in Zukunft haben?

«Politische Bildung
ohne Geschichte
wäre sinnlos.»

Sacha Zala
Professor und Präsident der
Schweizerischen Gesellschaft
für Geschichte

Mehr Wahl-, mehr Maturafächer: So soll sich der Unterricht an den Gymnasien ändern. Foto: Keystone

Der Schweizerische Gewerbever-
band vertritt über 600’000 Un-
ternehmen. Und er hat gegen-
wärtig ein grösseres Personal-
problem. Eigentlich sollte
Henrique Schneider am 1. Juli die
Nachfolge von Hans-Ulrich Big-
ler als Direktor antreten. Die
Gewerbekammer hat ihn bereits
im Februar ohne Gegenstimme
gewählt.

Doch nun werden schwere
Vorwürfe gegen Henrique
Schneider laut. Die «NZZ am
Sonntag» machte publik, dass
sein Name bei Artikeln und Ver-
anstaltungen mehrfach mit fal-
schen akademischen Titeln wie

Professor und Doktor ge-
schmücktwurde.Als er zumBei-
spiel 2021 vor der deutschenAfD
auftrat, tat er dies hinter einem
Namensschildmit derAufschrift
«Prof. Dr. Schneider».

Schneider wehrt sich
gegen die Vorwürfe
Auch Plagiate werden Henrique
Schneider vorgeworfen. Die
«NZZ am Sonntag» liess diverse
zufällig ausgewählte Schriften
vom österreichischen Plagiats-
forscher Stefan Weber untersu-
chen. Dieser schreibt, Schneider
stehe im Verdacht, seit mindes-
tens zehn Jahren in wissen-

schaftlichen Publikationen
systematisch abgeschrieben zu
haben.

Lässt sich Schneider mit die-
ser Vorgeschichte als designier-
ter Direktor halten? Dazuwollen
sich zurzeitwederVerbandsprä-
sident Fabio Regazzi noch andere
Vorstandsmitglieder äussern.
Laut Vizepräsidentin Daniela
Schneeberger trifft sich aber der
Vorstand heute Vormittag zu
einer ausserordentlichen Sit-
zung. Dort will er die Vorwürfe
analysieren und darüber disku-
tieren, welche Folgen dies hat.

Ob Henrique Schneider die
Direktion des Gewerbeverbands

wie geplant am 1. Juli überneh-
men kann,wird sich also frühes-
tens nach der heutigen Sitzung
weisen. Er selbst sagt auf Anfra-
ge dieser Zeitung: «Ich führe kei-
ne akademischen Titel und in-
terveniere,wenn immer ich früh-
zeitig genug merke, dass solche
Titel und Funktionsbeschreibun-
gen mit mir in Verbindung ge-
bracht werden. Eine Ausnahme
ist dieNordakademie,Hochschu-
le derWirtschaft,welche aus ver-
schiedenenGründenWert auf die
Veröffentlichung von Titeln und
Funktionsbeschreibungen legt.
Für die Bewerbung als Direktor
des Schweizerischen Gewerbe-

verbands habe ich unter Ausbil-
dung meinen Uni-Abschluss als
MagisterArtium angegeben,weil
danach gefragt wurde.»

Schneider hält die Vorwürfe
der «NZZ am Sonntag» für «dif-
fus». Insbesondere werde nicht
unterschieden zwischen dem,
was er über sich sage, und dem,
was andere über ihn sagten oder
schrieben. Auch habe er seine
Texte «nach meinem besten
Sorgfaltsmass und unter Anga-
ben der von mir verwendeten
Literatur und Zitierstellen ver-
fasst».

Iwan Städler

Krisensitzung wegen Verdachts auf Titelschwindel und Plagiate
Gewerbeverband Der designierte Direktor soll abgeschrieben und sich mit falschen akademischen Titeln geschmückt haben.

Kann Henrique Schneider ab
1. Juli den Gewerbeverband
leiten? Foto: PD


